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BEKANNTMACHUNG 

über die Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2019 
und des Lageberichtes 2019 der Stadtwerke Marsberg 

Der Rat der Stadt Marsberg hat am 24.09.2020 den Jahresabschluss zum 31.12.2019 und den 
Lagebericht 2019 der Stadtwerke Marsberg mit einer Bilanzsumme von 52.212.593,90 € und 
einem Jahresüberschuss von 695. 757,01 € festgestellt und über die Behandlung des 
Jahresüberschusses wie folgt beschlossen: 

Der Jahresgewinn des Betriebszweiges Wasserversorgung von 11.888,19 € ist auf neue 
Rechnung vorzutragen. Vom Jahresüberschuss des Betriebszweiges Abwasserentsorgung von 
683.868,82 € ist die Eigenkapitalverzinsung i. H. v. 112.300 € an die Stadt abzuführen. 
Weiterhin sind gemäß der HSP-Maßnahme 20-4 weitere 200.000,00 € an die Stadt 
abzuführen. Die verbleibenden 371.568,82 € werden auf neue Rechnung vorgetragen. 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2019 und der Lagebericht 2019 stehen nach dieser 
Bekanntmachung bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme bei 
den Stadtwerken Marsberg, 34431 Marsberg, In der Hameke lb, zur Verfügung. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Bekanntmachung über die Feststellung des Jahresabschlusses zum 
31.12.2019 und des Lageberichtes 2019 sowie der von der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen, Herne, mit Verfügung vom 18.11.2020 erteilte abschließende Vermerk 
über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2019 der Stadtwerke Marsberg werden 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Marsberg, den 01.12.2020 

Der Bürgermeister 

Schröder 

- 244 -



Bekanntmachung 

Hauptsatzung 
der Stadt Marsberg 

vom 04.12.2020 

Der Rat der Stadt Marsberg hat auf Grund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V. m. § 41 Abs. 1 Satz 2 
Bstb. f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt­
machung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung, in seiner Sit­
zung am 03.12.2020. folgende Satzung beschlossen: 

§1 

Name, Bezeichnung, Gebiet 

(1) Durch das Gesetz zur Neugliederung der Gemeinden und Kreise des Neugliederungsrau­
mes Sauerland/Paderborn (Sauerland/Paderborn-Gesetz) vom 5.11.1974 (GV NW S. 
1224/SGV NW 2020) wurden die Städte Niedermarsberg und Obermarsberg sowie die 
Gemeinden Beringhausen, Borntosten, Bredelar, Canstein, Erlinghausen, Essentho, 
Giershagen, Heddinghausen, Helminghausen, Leitmar, Meerhof, Oesdorf, Padberg, U­
dorf und Westheim und Gebietsteile der Gemeinden Dalheim und Fürstenberg zu einer 
neuen Gemeinde mit Namen Marsberg zusammengeschlossen. Ihr wurde die Bezeich­
nung "Stadt" verliehen. 

(2) Das Stadtgebiet ist 182,01 qkm groß. 

§2 

Wappen, Siegel und Banner 

(1) Die Stadt Marsberg führt ein Wappen, ein Siegel und ein Banner. 

(2) Die Führung von Wappen, Siegel und Banner ist durch den Regierungspräsidenten in 
Arnsberg mit Urkunde vom 24. März 1977 genehmigt worden. 

a) Wappenbeschreibung: In Rot der goldene Buchstabe A. 

b) Siegelbeschreibung: Es zeigt den Großbuchstaben A und führt im Siegel 
rund die Umschrift oben STADT unten MARSBERG. 

c) Bannerbeschreibung:In Gelb, etwas zur Stange hin verschoben, der Wappen 
schild der Stadt, an den Längsseiten jeweils 3 gleich­
breite Streifen im Wechsel von Rot, Gelb und Rot. 
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§3 

Einteilung des Gemeindegebietes in Ortschaften 

(1) Innerhalb des Stadtgebietes werden folgende Stadtbezirke gebildet: Beringhausen, Bom­
tosten, Bredelar, Canstein, Erlinghausen, Essentho, Giershagen, Heddinghausen, Hel­
minghausen, Leitmar, Meerhof, Niedermarsberg, Obermarsberg, Oesdorf, Padberg, U­
dorfund Westheim. Die räumliche Abgrenzung ergibt sich aus der als Anlage beigefüg­
ten Karte, die Bestandteil dieser Hauptsatzung ist. 

(2) Für alle Stadtbezirke wird vom Rat je ein Ortsbürgermeister gewählt. 
Der Ortsbürgermeister ist berechtigt, insbesondere auch um seinen Rechten 
und Pflichten nach Abs. 3 nachzukommen, Ratsmitglieder und Vertreter von 
Personengruppen (z.B. Vereine) aus dem Ortsteil in regelmäßigen oder unre­
gelmäßigen Abständen zusammenzurufen, um deren Meinung und Einschät­
zung zu bestimmten Themenfeldern, Anregungen, Beschwerden oder Wün­
schen einzuholen. Dem Beratungsgremium kann eine Bezeichnung gegeben 
werden. 

(3) Der Ortsbürgermeister hat die Belange seiner Ortschaft gegenüber dem Rat wahrzuneh­
men. Im Rahmen dieser Aufgabe ist er jederzeit berechtigt und verpflichtet, Wünsche, 
Anregungen und Beschwerden aus seiner Ortschaft aufzugreifen und an den Rat oder an 
den für die Entscheidung der Angelegenheit zuständigen Ausschuss weiterzuleiten. Der 
Rat bzw. der Ausschuss sollen den Ortsbürgermeister vor der Entscheidung über Angele­
genheiten, die die Belange der Ortschaft berühren, hören. Die Anhörung kann sowohl 
schriftlich als auch mündlich erfolgen. Sie soll mündlich erfolgen, wenn der Ortsbürger­
meister in einer Angelegenheit im Rat Wünsche, Anregungen oder Beschwerden vorge­
tragen hat. Die Ortsbürgermeister sind durch die Verwaltung vor der Ausführung von 
Bauvorhaben in ihrem Stadtbezirk zu informieren. 

(4) Der Bürgermeister kann den Ortsbürgermeister mit der Erledigung bestimmter Geschäfte 
der laufenden Verwaltung beauftragen. Der Ortsbürgermeister führt diese Geschäfte in 
Verantwortung gegenüber dem Bürgermeister durch. 

(5) Der Bürgermeister ist berechtigt, den Ortsbürgermeister in geeigneten Fällen für den Be­
reich seines Bezirkes mit der Wahrnehmung repräsentativer Aufgaben und Verpflichtun­
gen zu beauftragen. 

(6) Zur Abgeltung des ihm durch die Wahrnehmung seiner Aufgaben entstehenden Aufwan­
des erhält der Ortsbürgermeister eine monatliche Aufwandsentschädigung nach Maßgabe 
des § 3 Abs. 2 Satz 1 der Entschädigungsverordnung, gestaffelt nach der Größe der Ge­
meindebezirke. Daneben steht dem Ortsbürgermeister Ersatz des Verdienstausfalles nach 
Maßgabe des§ 39 Abs. 7 Satz 7 GO NW i. V. m. § 45 Abs. 1 GO NW zu. 
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§3a 

Bezeichnung von Stadtbezirken in Personenstandsbüchern und -urkunden 

(1) Für die Bezeichnung in Personenstandsbüchern und -urkunden werden für die Stadt fol­
gende Stadtbezirksbezeichnungen festgelegt: 

Beringhausen, Borntosten, Bredelar, Canstein, Erlinghausen, Essentho, Giershagen, Hed­
dinghausen, Helminghausen, Leitmar, Meerhof, Niedermarsberg, Obermarsberg, Oes­
dorf, Padberg, Udorfund Westheim. 

(2) Die räumlichen Abgrenzungen der in Abs. 1 bezeichneten Stadtbezirke ergeben sich aus 
der als Anlage beigefügten Karte, die Bestandteil dieser Hauptsatzung ist. 

§4 

Gleichstellung von Frau und Mann 

(1) Der Bürgermeister bestellt eine hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte. 

(2) Der Bürgermeister kann eine Stellvertreterin der Gleichstellungsbeauftragten für den Auf­
gabenbereich der§§ 17, 18, 19 Abs. 1 LGG, bestellen. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und Maßnahmen der Gemeinde 
mit, die die Belange von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die Gleichberechtigung 
von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer gleichberechtigten Stellung in der Gesell­
schaft haben. Dies sind insbesondere soziale, organisatorische und personelle Maßnah­
men, einschließlich Stellenausschreibungen, Auswahlverfahren und Vorstellungsgesprä­
che; die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei der Erstellung und Änderung des Frauenför­
derplans sowie bei der Erstellung des Berichts über die Umsetzung des Frauenförderplans 
mit. 

(4) Der Bürgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbeauftragte über geplante Maßnahmen 
gemäß Abs. 2 rechtzeitig und umfassend. 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann, soweit Beratungsgegenstände ihres Aufgabenberei­
ches behandelt werden, an Sitzungen des Rates und seiner Ausschüsse teilnehmen. 

Ihr ist auf Wunsch das Wort zu erteilen. Sie kann die Öffentlichkeit über Angelegenheiten 
ihres Aufgabenbereiches unterrichten. Hierüber ist der Bürgermeister vorab zu informie­
ren. Die Entscheidung, ob ein Beratungsgegenstand eine Angelegenheit des Aufgabenbe­
reiches der Gleichstellungsbeauftragten ist, obliegt dem Bürgermeister bzw. bei Aus­
schusssitzungen dem Ausschussvorsitzenden. 

(6) Die Vorlagen und Vorinformationen zu Beratungsgegenständen, die den übrigen Rats­
bzw. Ausschussmitgliedern zugesandt werden, sind gleichzeitig auch der Gleichstellungs­
beauftragten zuzuleiten, sofern Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches in Frage stehen. 

(7) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbereich be­
rühren, den Beschlussvorlagen des Bürgermeisters widersprechen; in diesem Fall hat der 
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Bürgermeister den Rat zu Beginn der Beratung auf den Widerspruch und seine wesentli­
chen Gründe hinzuweisen. 

§5 

Unterrichtung der Einwohner 

(1) Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Stadt zu un­
terrichten. Die Unterrichtung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen. Über die Art und 
Weise der Unterrichtung (z.B. Hinweis in der örtlichen Presse, öffentliche Anschläge, 
schriftliche Unterrichtung aller Haushalte, Durchführung besonderer Informationsveran­
staltungen, Abhaltung von Einwohnerversammlungen) entscheidet der Rat von Fall zu 
Fall. 

(2) Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfinden, wenn es sich um Planungen 
oder Vorhaben der Stadt handelt, die die strukturelle Entwicklung der Stadt unmittelbar 
und nachhaltig beeinflussen oder die mit erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl 
von Einwohnern verbunden sind. Die Einwohnerversammlung kann auf Teile des Stadt­
gebietes beschränkt werden. 

(3) Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerversammlung beschlossen, so setzt der 
Bürgermeister Zeit und Ort der Versammlung fest und lädt alle Einwohner durch öffent­
liche Bekanntmachung ein. Die in der Geschäftsordnung für die Einberufung des Rates 
festgelegten Ladungsfristen gelten entsprechend. Der Bürgermeister führt den Vorsitz in 
der Versammlung. Zu Beginn der Versammlung unterrichtet der Bürgermeister die Ein­
wohner über Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen der Planung bzw. des Vor­
habens. Anschließend haben die Einwohner Gelegenheit, sich zu den Ausführungen zu 
äußern und sie mit den vom Rat zu bestimmenden Ratsmitgliedern aller Fraktionen und 
dem Bürgermeister zu erörtern. Eine Beschlußfassung findet nicht statt. Der Rat ist über 
das Ergebnis der Einwohnerversammlung in seiner nächsten Sitzung zu unterrichten. 

(4) Die dem Bürgermeister aufgrund der Geschäftsordnung obliegende Unterrichtungspflicht 
bleibt unberührt. 

§6 

Anregungen und Beschwerden 

(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anre­
gungen oder Beschwerden an den Rat zu wenden. Anregungen und Beschwerden müssen 
Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich der Stadt Marsberg fallen. 

(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt Marsberg fal­
len, sind vom Bürgermeister an die zuständige Stelle weiterzuleiten. Der Antragsteller ist 
hierüber zu unterrichten. 

(3) Eingaben von Bürgern, die weder Anregungen oder Beschwerden zum Inhalt haben (z. 
B. Fragen, Erklärungen, Ansichten etc.), sind ohne Beratung vom Bürgermeister zurück­
zugeben. 

(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden i. S. von Abs. 1 bestimmt der Rat 
den Haupt- und Finanzausschuß. 
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(5) Der für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden nach Abs. 4 zuständige Aus­
schuß hat diese inhaltlich zu prüfen. Danach überweist er sie an die zur Entscheidung be­
rechtigte Stelle. Bei der Überweisung kann er Empfehlungen aussprechen, an die die zur 
Entscheidung berechtigte Stelle nicht gebunden ist. 

( 6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angelegenheit, die den Gegenstand einer 
Anregung oder Beschwerde bildet, an sich zu ziehen(§ 41 Abs. 2, 3 GO), bleibt unbe­
rührt. 

(7) Von einer Prüfung von Anregungen und Beschwerden soll abgesehen werden, wenn 

a) der Inhalt einen Straftatbestand erfüllt, 

b) gegenüber bereits geprüften Anregungen und Beschwerden kein neues Sachvorbrin­
gen vorliegt. 

(8) Der Antragsteller ist über die Stellungnahme des nach Abs. 4 zuständigen Ausschusses 
durch den Bürgermeister zu unterrichten. 

§7 

Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 

(1) Der Rat führt die Bezeichnung "Rat der Stadt Marsberg". 

(2) Die Mitglieder des Rates führen die Bezeichnung "Ratsfrau" bzw. "Ratsherr". 

§8 

Dringlichkeitsentscheidungen 

Dringlichkeitsentscheidungen des Hauptausschusses oder des Bürgermeisters mit einem Rats­
mitglied(§ 60 Abs. 1 und 2 GO) bedürfen der Schriftform. 

§9 

Ausschüsse 

(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer den in der Gemeindeordnung oder in ande­
ren gesetzlichen Vorschriften vorgeschriebenen Ausschüssen gebildet werden. 

(2) Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemeine Richtlinien aufstellen. Soweit 
ihre Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse nicht durch Gesetz oder diese Hauptsatzung 
geregelt sind, werden diese in der Zuständigkeitsordnung zusammengefasst. 

(3) Die Aufgaben des Finanzausschusses werden vom Hauptausschuss wahrgenommen. Die­
ser führt die Bezeichnung "Haupt- und Finanzausschuss". 

(4) Die Vorsitzenden der Ausschüsse können vom Bürgermeister jederzeit Auskunft über 
die Angelegenheiten verlangen, die zum Aufgabenbereich ihres Ausschusses gehören; 
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sie haben insoweit zum Zwecke der Unterrichtung ihres Ausschusses auch das Recht auf 
Akteneinsicht. 

§ 10 

Aufwandsentschädigung, Verdienstausfallersatz 

(1) Die Mitglieder des Rates erhalten eine Aufwandsentschädigung in Form eines monatli­
chen Pauschalbetrages nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung. 

(2) Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner erhalten für die Teilnahme an Aus­
schuss- und Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der 
EntschVO. Dies gilt unabhängig vom Eintritt des Vertretungsfalles auch für die Teil­
nahme an Fraktionssitzungen als stellvertretendes Ausschussmitglied. Die Anzahl der 
Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 24 Sitzungen im Jahr 
beschränkt. Die Abrechnung von digital durchgeführten Fraktionssitzungen ist zulässig. 

Die Mitglieder des Rates, sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner erhalten Auf­
wandsentschädigungen gern. Abs. 1 und Abs. 2 auch für Sitzungen der folgenden Gre­
mien: Besichtigungskommission des Bauausschusses. 

Vorsitzende von Ausschüssen erhalten mit Ausnahme des Vorsitzenden des Wahlprü­
fungsausschusses eine erhöhte Aufwandsentschädigung in Form eines Sitzungsgeldes 
nach Maßgabe des § 3 ( 4) Entschädigungsverordnung. 

(3) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls. Der 
Verdienstausfall wird für jede Stunde der versäumten regelmäßigen Arbeitszeit berech­
net, wobei die letzte angefangene Stunde voll zu rechnen ist. Der Anspruch wird wie 
folgt abgegolten: 

a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Regelstundensatz, es sei denn, 
dass sie ersichtlich keine finanziellen Nachteile erlitten haben. Der Regelstundensatz 
wird auf 10,00 € festgesetzt. 

b) Unselbständigen wird im Einzelfall der den Regelstundensatz übersteigende Ver­
dienstausfall gegen entsprechenden Nachweis, z.B. durch Vorlage einer Bescheini­
gung des Arbeitgebers, ersetzt. 

c) Selbständige können eine besondere Verdienstausfallpauschale je Stunde erhalten, 
sofern sie einen den Regelsatz übersteigenden Verdienstausfall glaubhaft machen. 
Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklärung über die Höhe des 
Einkommens, in der die Richtigkeit der gemachten Angaben versichert wird. 

d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 Personen führen und nicht oder we­
niger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit der mandatsbe­
dingten Abwesenheit vom Haushalt mindestens den Regelstundensatz. Auf Antrag 
werden statt des Regelstundensatzes die notwendigen Kosten für eine Vertretung im 
Haushalt ersetzt. 

e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit 
aufgrund der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt notwendig werden, 
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werden auf Antrag in Höhe der nachgewiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreuungs­
kosten werden nicht erstattet bei Kindern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, es 
sei denn, besondere Umstände des Einzelfalls werden glaubhaft nachgewiesen. 

f) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den Betrag von 20,00 € je Stunde 
überschreiten. 

§ 11 

Genehmigung von Rechtsgeschäften 

(1) Verträge der Stadt mit Mitgliedern des Rates oder der Ausschüsse sowie mit dem Bür­
germeister und seinem allgemeinen Vertreter bedürfen der Genehmigung des Rates. 

(2) Keiner Genehmigung bedürfen: 

a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tarife abgeschlossen werden, 

b) Verträge, denen der zuständige Ausschuss auf der Grundlage einer von der Stadt 
vorgenommenen Ausschreibung zugestimmt hat, 

c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufenden Verwaltung(§ 41 Abs. 3 GO) 
darstellt. 

§ 12 

Bürgermeister 

(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen des Rates als auf den Bürgermeis­
ter übertragen, soweit nicht der Rat sich oder einem Ausschuss für einen bestimmten 
Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall die Entscheidung vorbehält. Der Bürger­
meister hat nach pflichtgemäßem Ermessen darüber zu entscheiden, welche Angelegen­
heiten als Geschäfte der laufenden Verwaltung anzusehen sind. 

(2) Nähere Regelungen über die Zuständigkeiten des Bürgermeisters werden in der Zustän­
digkeitsordnung getroffen. 

§ 13 

Stellvertreter des Bürgermeisters 

Der Rat wählt zu Beginn der ersten Sitzung nach der Neuwahl für die Dauer seiner Wahlzeit 
aus seiner Mitte einen ersten und einen zweiten Stellvertreter des Bürgermeisters. Er kann 
weitere Stellvertreter wählen. 

§ 14 

Beigeordnete 

Es können zwei hauptamtliche Beigeordnete gewählt werden. Der vom Rat zum allgemeinen 
Vertreter des Bürgermeisters bestellte Beigeordnete führt die Amtsbezeichnung "I. Beigeord­
neter". 
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§ 15 

Zuständigkeit für dienstrechtliche Entscheidungen 

Gemäß§ 73 Abs. 3 GO NRW trifft der Bürgermeister die dienstrechtlichen und arbeitsrechtli­
chen Entscheidungen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Entscheidungen für Be­
dienstete in Führungsfunktionen, die das beamtenrechtliche Grundverhältnis oder das Arbeits­
verhältnis eines Bediensteten zur Gemeinde verändern sind durch den Rat im Einvernehmen 
mit dem Bürgermeister zu treffen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, kann der Rat die Entscheidung mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. 

Kommt die Mehrheit nicht zustande, bleibt es bei der Personalkompetenz des Bürgermeisters. 

§ 16 

Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben 
sind, werden im Amtsblatt der Stadt Marsberg vollzogen. 

(2) Zeit und Ort der Ratssitzungen sowie die Tagesordnung werden durch Aushang im Be­
kanntmachungskasten des Rathauses, Lillersstr. 8, bekanntgemacht. 

Die Aushangfrist beträgt mindestens 3 Tage. Die Abnahme darf frühestens am Tage nach 
der Ratssitzung erfolgen. Auf den einzelnen Bekanntmachungen ist der Zeitpunkt des 
Aushangs und der Zeitpunkt der Abnahme zu bescheinigen. 

(3) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Absatz 1 festgelegten Form infolge hö­
herer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so erfolgt die Be­
kanntmachung ersatzweise durch Aushang in den in Absatz 2 genannten Bekanntma­
chungskästen. Ist der Hinderungsgrund entfallen wird die öffentliche Bekanntmachung 
nach Absatz 1 unverzüglich nachgeholt. 

§ 17 

Inkrafttreten 

Die Hauptsatzung tritt am O 1.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 
18.09.2017 außer Kraft. 

- 252 -



STADT MARSBERG 

Stadtgrenze 

Grenzen der Ortschaften/Stadtbezirke 

Kartengrundlage: © Hochsauerlandkreis 
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Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der zur Zeit geltenden Fassung beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man­
gel ergibt. 

Marsberg, den 04.12.2020 Der Bürgermeister 

T. Schröder 
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3. Satzung zur Änderung der 
Benutzungs- und Gebührensatzung der Stadt Marsberg über die 

Einrichtung und den Betrieb von Unterkünften für Flüchtlinge und 
Obdachlose vom 27.11.2017 

vom 04.12.2020 

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666 ff, SGV. 
NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.01 .2018 (GV.NRW. S. 90) und der§§ 
2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21.10.1969 (GV.NRW S. 712), in der derzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt 
Marsberg in seiner Sitzung vom 03.12.2020 die 3. Satzung zur Änderung der Benutzungs­
und Gebührensatzung der Stadt Marsberg über die Einrichtung und den Betrieb von 
Unterkünften für Flüchtlinge und Obdachlose vom 27.11.2017 beschlossen: 

§1 

§ 2 Abs. 1 Satz 3 der Benutzungs- und Gebührensatzung der Stadt Marsberg über die 
Einrichtung und den Betrieb von Unterkünften für Flüchtlinge und Obdachlose vom 
27.11.2017 wird wie folgt geändert: 

Der aktuelle Bestand der zur Verfügung stehenden Unterkünfte ergibt sich aus der 
Bestandsliste der zugehörigen Objekte (Stand Oktober 2020). 

§2 

§ 4 Abs. 2 der Benutzungs- und Gebührensatzung der Stadt Marsberg über die Einrichtung 
und den Betrieb von Unterkünften für Flüchtlinge und Obdachlose vom 27.11.2017 wird wie 
folgt geändert: 

Die Benutzungsgebühr einschließlich der Betriebskosten beträgt je qm Nutzfläche und 
Kalendermonat 9,59 EURO. Dieser Betrag errechnet sich aus den Gesamtkosten der 
Unterkünfte dividiert durch die gesamte Nutzfläche. Dabei wird der zu jedem Quadratmeter 
zugewiesener Wohnfläche hinzuzurechnende Anteil an der Gemeinschaftsfläche durch 
Division der gesamten Gemeinschaftsfläche durch die gesamte Wohnfläche ermittelt. 

Die Benutzungsgebühr setzt sich zusammen aus dem Betrag je qm Nutzfläche und 
Kalendermonat multipliziert mit dem Anteil der Nutzfläche pro Person in Höhe von 19,31 
qm. 

Die Benutzungsgebühr für die in § 2 genannten Unterkünfte beträgt monatlich 185,00 €. 

§3 

Diese Satzung tritt am 01.01 .2021 in Kraft. 
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Anlage zur 3. Satzung zur Änderung der Benutzungs- und Gebührensatzung der Stadt Marsberg über die 

Einrichtung und den Betrieb von Unterkünften für Flüchtlinge und Obdachlose, Stand Januar 2021 

Bestandliste der zugehörigen Objekte 

Angemietet Wohnungen 

Bombergweg 27 a App 01 

Bombergweg 27 a App 04 

Brunnenstraße 11- EG 

Brunnenstraße 11-OG 

Hauptstraße 41 

Hauptstraße 19 

lmmenhof 1 

In der Schelle 8 

Kötterhagen 2 

Nikolaistraße 22 

Paulinenstr. 24 

Paulinenstraße 16 Whg. 1 

Paulinenstraße 16 Whg. 2 

Paulinenstraße 16 Whg. 3 

Sauerlandstraße 87 a 

Zu den Brodwiesen 5 

Städtische Gemeinschaftsunterkünfte 

Fürstenberger Str. 28 

Bahnhofstraße 11 

Diemelseestraße 1 

Flüchtlingsunterkunft 

Rennuferstraße 2 
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Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV NW S. 666 / SGV NW 2023) in der zur Zeit gültigen Fassung kann nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

Marsberg, den 04.12.2020 

Der Bürgermeister 

a~ 
Th. Schröder 
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Gebührensatzung 

über die Abfallentsorgung in der Stadt Marsberg vom 04.12.2020 

Präambel 

Aufgrund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
14.7.1994 (GV NW S. 666) in der derzeit gültigen Fassung, der §§ 2, 3, 5, 5a, 8 
und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz -
LAbfG NW) vom 21 . Juni 1988 (GV NW S. 250/SGV NW 74) in der derzeit gültigen 
Fassung, des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBI. 1 

S. 212) in der derzeitig gültigen Fassung, und der §§ 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21.10.1969 (GV NW S. 712) in der derzeit gültigen Fassung, sowie der Satzung 
über die Abfallentsorgung in der Stadt Marsberg vom 27.11.2019 (Amtsblatt der 
Stadt Marsberg, Jahrgang 45, S. 145 vom 29.11 .2019), hat der Rat der Stadt 
Marsberg in seiner Sitzung am 03.12.2020 die nachstehende Satzung 
besch lassen: 

§ 1 

Müllabfuhrgebühren 

Für die Inanspruchnahme der Einrichtungen und Anlagen der Abfalleinsammlung, 
der Abfallbeseitigung und der Abfallwirtschaft erhebt die Stadt zur Deckung der 
Kosten im Sinne des § 6 Abs. 2 KAG Benutzungsgebühren nach den §§ 4 und 6 
KAG. 

§2 

Gebührenpflichtige 

(1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümer der nach Maßgabe der Satzung über 
die Abfallentsorgung in der Stadt Marsberg an die Abfallentsorgung 
angeschlossenen Grundstücke. Dem Grundstückseigentümer stehen 
Erbbauberechtige oder die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer­
gemeinschaft gleich. 

(2) Jeder Eigentumswechsel ist binnen 2 Wochen der Stadt anzuzeigen. Unter­
bleibt die Anzeige, so haften der alte und der neue Schuldner von dem auf den 
Eigentumsübergang folgenden Kalendervierteljahr an gesamtschuldnerisch für 
die Zahlung der Gebühren. 

(3) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

(4) Die Abfallbeseitigungsgebühr wird als grundstücksbezogene Benutzungs­
gebühr erhoben. Sie ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
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§3 

Gebührenmaßstab 

(1) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach den auf ein Grundstück anzurechnen­
den Einwohnergleichwerten (EGW). Einwohnergleichwerte berechnen sich wie 
folgt: 

a) 1 Einwohner = 

b) Krankenhäuser, Sanatorien, Entbindungs-, Kinder-, Alten­
heime, Lazarette und ähnliche Einrichtungen 
1 Bett (Sollstärke) = 

c) Schulen und Kindergärten je 10 Personen (Schüler, Kinder, 
Lehrer und Personal) = 

d) öffentliche Verwaltungen, Banken, Verbände, Krankenkassen, 
Versicherungen 
je 2 Beschäftigte= 

e) selbständig Tätige der freien Berufe mit Geschäfts- und Praxis-
räumen 
je 2 Beschäftigte = 

f) Selbständige Handelsvertreter, Versicherungsvertreter und 
Betriebe der Personenbeförderung 
je 1 Beschäftigter = 

g) Gaststätten und Hotels je 1 Beschäftigter = 

h) Betriebe des Beherbergungsgewerbes mit 1 Beschäftigten= 
für jeden weiteren Beschäftigten = 

i) Jugendherbergen mit 10 Betten = 

j) Kasernen und militärische Einrichtungen je 3 Soldaten und 
Beschäftigte = 

k) Lebensmitteleinzelhandel je Beschäftigter= 

1) Lebensmitteleinzelhandel in Form der Selbstbedienung je 
Beschäftigter = 

m) Industrie, Handwerk (einschl. Bäckereien und Metzgereien) 
und übriges Gewerbe je 2 Beschäftigte = 

n) für Friedhöfe, Schwimmbäder, Kirchen, Dorfgemeinschafts­
häuser und ähnliche Einrichtungen ohne ständige Bewirt­
schaftung und Benutzung werden am tatsächlichen Abfall­
aufkommen orientierte Einwohnergleichwerte festgesetzt. 
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o) für Ferien- und Wochenendhäuser, unbewohnte Häuser und zusätzlich 
aufgestellte Abfallbehälter werden am tatsächlichen Abfallaufkommen 
orientierte Einwohnergleichwerte (EGW) festgesetzt; dabei gilt: 

für 120 1 Abfallbehälter grau = 0,75 EGW 
für 240 1 Abfallbehälter grau = 1,50 EGW 

für 120 1 Abfallbehälter blau = 0,75 EGW 
für 240 1 Abfallbehälter blau = 1,50 EGW 

für 120 1 Abfallbehälter grün = 1,50 EGW 
für 240 1 Abfallbehälter grün = 3,00 EGW. 

Beschäftigte im Sinne von d) - m) sind alle in einem Betrieb Tätigen (z.B. 
Arbeitnehmer, Unternehmer, mithelfende Familienangehörige, Auszubildende). 
Beschäftigte, die weniger als die Hälfte der branchenüblichen Arbeitszeit 
beschäftigt sind und Beschäftigte, die weniger als die Hälfte ihrer Arbeitszeit 
auf dem angeschlossenen Grundstück tätig sind , werden nur zu einem Viertel 
veranlagt. 

Bei der Veranlagung nach Buchstabe a) bleiben das vierte und weitere Kind 
(im Sinne der lohnsteuerrechtlichen Vorschriften) unberücksichtigt. Auf Antrag 
erfolgt bei einem Haushaltseinkommen bis 15.000 € (zu versteuerndes 
Einkommen) eine Befreiung von der Abfallgebühr ab dem 3. Kind . Ebenso 
bleiben Studenten und Personen, welche den Grundwehrdienst oder einen 
vergleichbaren Ersatzdienst ableisten, auf Antrag unter Vorlage des Immatri­
kulationsscheines bzw. Einberufungsbescheides bei der Veranlagung unbe­
rücksichtigt. 

Auf Antrag kann bei der Veranlagung nach Buchstabe a) von den tatsäch­
lichen Einwohnergleichwerten abgewichen werden, sofern aufgrund einer 
Befreiung nach § 9 Abs. 2 oder eines geringeren Gefäßvolumens im Sinne des 
§ 11 Buchstabe a), erster und zweiter Spiegelstrich, der Abfallentsorgungs­
satzung der Stadt Marsberg eine geringere Inanspruchnahme der Abfallent­
sorgung erfolgt. Die Festsetzung der Einwohnergleichwerte wird entsprechend 
der Reduzierung des Behältervolumens vorgenommen . 

Die Gebührenreduzierung bei Befreiung vom Anschluss- und Benutzungs­
zwang von dem grünen Abfallbehälter nach § 9 (2) der Satzung über die 
Abfallentsorgung in der Stadt Marsberg beträgt je EGW 26,40 v. H. des 
Betrages nach§ 4 Abs. 1 dieser Satzung. 

Auf Antrag kann im Einzelfall in den Fällen des Abs. 1 Buchstabe b) bis m) von 
den vorgegebenen umzurechnenden Einwohnergleichwerten (EGW) abge­
wichen werden, sofern dargelegt wird , dass aufgrund der Bestimmungen des 
Gesetzes über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die hochwertige 
Verwertung von Verpackungen (Verpackungsgesetz - VerpackG) vom 
05.07.2017 wesentliche Abfallmengen nicht mehr in die von der Stadt 
Marsberg zugelassenen Abfallbehälter (grau, grün und blau) gelangen. 

(2) Die Einwohnergleichwerte werden vierteljährlich neu festgesetzt. Verände­
rungen während eines Kalendervierteljahres werden vom Beginn des auf die 
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Veränderung folgenden Kalendervierteljahres berücksichtigt. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Buchst. b) - m) werden die Einwohnergleichwerte 
jährlich neu festgesetzt. Zu diesem Zweck haben die Grundstückseigentümer 
oder ihre Beauftragten (Mieter, Pächter usw.) die für die Festsetzung erforder­
lichen Angaben bis spätestens zum 15.10. eines jeden Kalenderjahres schrift­
lich der Stadt einzureichen. Die auf Grund der Erklärung festgesetzten Einwoh­
nergleichwerte werden der Gebührenberechnung des gesamten auf die Fest­
setzung folgenden Kalenderjahres zu Grunde gelegt. 

(4) Bei erheblicher Veränderung im laufe des Kalenderjahres kann in den Fällen 
des Abs. 3 auf Antrag des Gebührenschuldners die Berechnungsgrundlage 
auch während des laufenden Kalenderjahres nach Maßgabe des Abs. 2 
berichtigt werden. 

(5) Die Vorschriften der Abgabenordnung über Stundung und Erlaß bleiben 
unberührt. 

§4 

Höhe der Gebühr 

(1) Die Höhe der Gebühr beträgt pro Einwohnergleichwert (EGW) 82,32 € jährlich. 

(2) Für den Austausch der Abfallbehälter gern. § 11 Abs. 1 Buchstabe a) zweiter 
Unterabschnitt der Abfallentsorgungssatzung der Stadt Marsberg auf Antrag 
des Gebührenpflichtigen wird eine Gebühr von 15,34 € erhoben. 

(3) Für die Sperrmüllabfuhr nach § 15 der Abfallentsorgungssatzung wird eine 
Vorab-Gebühr in Höhe von 40,00 € je Anforderungskarte festgesetzt. 

§5 

Entstehung der Gebührenpflicht 

Die Gebührenpflicht entsteht mit Beginn des Kalendervierteljahres, das auf den 
Tag der erstmaligen Abfuhr folgt. Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des 
Kalendervierteljahres, in dem die letzte Abfuhr erfolgt ist, frühestens jedoch mit 
Ablauf des Kalendervierteljahres, in dem die Abmeldung bei der Stadt vorge­
nommen wird . 

§6 

Erhebung und Fälligkeit der Gebühren 

(1) Die Gebühren werden durch Bescheid, der mit einem Bescheid über andere 
Gemeindeabgaben verbunden sein kann, festgesetzt. Bei Wohnungs­
eigentümern/innen, welche einen Verwalter/in nach dem Wohnungs­
eigentumsgesetz bestellt haben, wird der Gebührenbescheid diesem 
gegenüber bekanntgeben oder zugestellt. 

Ist bei Erbengemeinschaften ein Vertreter bestellt worden, so wird der 
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Gebührenbescheid diesem gegenüber bekanntgegeben oder zugestellt. 
Zusätzlich können die Gebührenbescheide bei Wohnungseigentümer­
gemeinschaften und Erbengemeinschaften einheitlich gegenüber allen 
Mitgliedern der Gemeinschaft festgesetzt werden. 

(2) Die Gebühren für ein Kalenderjahr werden am 15. Februar, 15. Mai, 15. 
August und 15. November zu je gleichen Teilbeträgen fällig. Nachforderungen 
sind innerhalb eines Monates und Erstattungen innerhalb von 3 Tagen nach 
Bekanntgabe oder Zustellung fällig. 

(3) Die Gebühren werden nach vollen Vierteljahresbeträgen berechnet, auch 
wenn sich die Müllabfuhr nur auf einen Teil des Kalendervierteljahres erstreckt. 

(4) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der 
Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen 
festzusetzen oder zu überprüfen. 

§7 

1 n krafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung 
über die Abfallentsorgung in der Stadt Marsberg vom 27.11 .2019 außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) in der zur Zeit gültigen Fassung kann 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

Marsberg, den 04.12.2020 Der Bürgermeister 

IX~ 
T. Schröder 
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Satzung 

über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der 
Friedhöfe und der Leichenhallen in der Stadt Marsberg 

(Friedhofsgebührensatzung) vom 04.12.2020 

Präambel 

Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (BestG NRW) 
vom 17.06.2003 (GV NW S. 313), in der derzeit gültigen Fassung und des§ 7 in Verbindung 
mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) und § 77 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV NW 2023), in der derzeit gültigen Fassung, 
der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21.10.1969 (GV NW 1969, S. 712), in der derzeit gültigen Fassung, sowie der Satzung 
über das Friedhofs- und Bestattungswesen in der Stadt Marsberg vom 30.04.2018 (Amtsblatt 
der Stadt Marsberg, Jahrgang 44, S. 47) hat der Rat der Stadt Marsberg in seiner Sitzung am 
03.12.2020 die nachstehende Satzung beschlossen: 

§ 1 

Benutzungsgebühren 

(1) Für die Inanspruchnahme der kommunalen Friedhöfe und ihrer Einrichtungen 
erhebt die Stadt zur Deckung der Kosten Benutzungsgebühren. 

(2) Die Gebühren werden nach Einheitssätzen für Einzelleistungen entsprechend 
dieser Satzung erhoben. 

§2 

Gebührenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Antragstellung auf Überlassung einer 
Grabstätte oder der Inanspruchnahme von Einrichtungen und Leistungen. 

(2) Gebührenpflichtig ist der Antragsteller. 
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

§3 

Erhebung und Fälligkeit 

Die Gebühren werden durch Bescheid festgesetzt. Sie sind innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides im Gesamtbetrag fällig . 
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§4 

Gebührentarif 

1. Grabstellenherrichtung, Ausgrabung 

1. Für Aushebung und Zuwerfen einer Grabstelle: 
1.1 für Personen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 
1.2 für Personen ab vollendetem 5. Lebensjahr 

2. Für Beisetzung oder Ausgrabung einer Urne 

3. Für Ausgrabung einer Leiche: 
3.1 für Personen bis zum vollendetem 5. Lebensjahr 
3.2 für Personen ab vollendetem 5. Lebensjahr 

11. Abgabe von Reihengrabstätten 

1. für Personen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 
2. für Personen ab vollendetem 5. Lebensjahr 
3. Rasengräber 
4. Rasengräber mit Namenskennzeichnung 

III. Abgabe von Wahlgrabstätten und Verlängerung des 
Nutzungsrechtes 
Neuzuweisung pro Grabstelle (für 35 Jahre) 
Pro Grabstelle und Nutzungsjahr 

IV. Abgabe von Urnenwahlgrabstätten (35 Jahre) 
Verlängerung pro Jahr 

V. Abgabe von Baumwahlgrabstätten für Urnen (35 Jahre) 

VI. Abgabe von Baumgemeinschaftsgrabstätten 
1. Pro anonymen Urnenplatz 
2. Pro Urnenplatz mit Namenskennzeichnung auf 

dem gemeinschaftlichen Gedenkstein (Niedermarsberg) 
3. Pro Urnenplatz mit Namenskennzeichnung auf 

dem gemeinschaftlichen Gedenkstein (Erlinghausen, Essentho, 
Heddinghausen, Helminghausen, Leitmar, Oesdorf, Udorf) 

VII . Abgabe von Urnengemeinschaftsgrabstätten 
pro Urnenplatz 

VI 11. (weggefallen) 

IX. Abgabe von anonymen Gemeinschaftsgrabstätten für 
Tot- und Fehlgeburten sowie aus Schwangerschafts­
abbrüchen stammende Leibesfrüchte 
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400,00 € 
566,00 € 

173,00 € 

200,00 € 
400,00 € 

572,00 € 
1.621,00 € 
2.730,00 € 
3.033,45 € 

2.305,00 € 
65,00 € 

1.091,00 € 
31,00 € 

2.220,00 € 

579,00 € 

765,00 € 

685,50 € 

473,00 € 

102,00 € 
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X. Benutzung der Leichenhallen/Friedhofskapellen 

1. Benutzung der Leichenhalle (Bredelar, Canstein, 
Erlinghausen, Giershagen, Heddinghausen, Leitmar, 
Obermarsberg, Westheim) 

2. Benutzung der Friedhofskapelle 
(Essentho, Niedermarsberg, Oesdorf, Padberg) 

3. Benutzung einer Leichenkammer in der Friedhofs­
kapelle Niedermarsberg 

XI. Benutzung eines Leichenwagens 

XII. Rückgabe von teilbelegten Grabstätten vor Ablauf der 
Ruhefrist 
pro Grabstelle und Jahr verbleibender Ruhezeit 

§5 

Inkrafttreten 

148,00 € 

300,00 € 

133,00 € 

8,00 € 

58,00 € 

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Friedhöfe und der Leichenhallen in der 
Stadt Marsberg vom 14.11 .2019 außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV 
NW S. 666 / SGV NW 2023) in der zur Zeit gültigen Fassung kann nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden , die den Mangel ergibt. 

Marsberg, den 04.12.2020 Der Bürgermeister 

~~ 
T. Schröder 
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Satzung 

über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren 
(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Stadt Marsberg vom 04.12.2020 

Präambel 

Aufgrund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
14.7.1994 (GV NW S. 666), in der derzeit gültigen Fassung, der§§ 3 und 4 des Ge­
setzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (Straßenreinigungsgesetz NRW -
StrReinG NRW) vom 18.12.1975 (GV NW S. 706), in der derzeit gültigen Fassung 
und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NW S. 712), in der derzeit gültigen Fassung, 
hat der Rat der Stadt Marsberg in seiner Sitzung am 03.12.2020 die nachstehende 
Satzung beschlossen: 

§1 
Inhalt der Reinigungspflicht 

(1) Die Gemeinde betreibt die Reinigung der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen Ortsla­
gen, bei Bundesstraßen, Landesstraßen und Kreisstraßen jedoch nur der Ortsdurch­
fahrten, als öffentliche Einrichtung, soweit die Reinigung nicht nach §§ 2 ff. dieser 
Satzung den Grundstückseigentümern übertragen wird . Ist das Grundstück mit einem 
Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

(2) Die Reinigung umfasst die Straßenreinigung sowie die Winterwartung der Geh­
wege und der Fahrbahnen. Die Straßenreinigung beinhaltet die Entfernung aller Ver­
unreinigungen von der Straße, die die Hygiene oder das Stadtbild nicht unerheblich 
beeinträchtigen oder eine Gefährdung des Verkehrs darstellen können. Die Reini­
gungspflicht der Gemeinde beinhaltet als Winterwartung insbesondere das Schnee­
räumen sowie das Bestreuen an den gefährlichen Stellen der verkehrswichtigen 
Straßen bei Schnee- und Eisglätte. Art und Umfang der Reinigungspflichten der An­
lieger ergeben sich aus den§§ 2 - 4 dieser Satzung. 

(3) Als Gehwege im Sinne dieser Satzung gelten 
- alle selbständigen Gehwege (Fußwege, Verbindungswege) 
- die gemeinsamen Fuß- und Radwege (Zeichen 240 StVO) 
- alle erkennbar abgesetzt für die Benutzung durch Fußgänger vorgesehenen Stra-
ßenteile (Bürgersteige) sowie 
- Gehbahnen in 1,20 m Breite ab begehbarem Straßenrand bei allen Straßen und 
Straßenteilen, deren Benutzung durch Fußgänger vorgesehen oder geboten ist, ins­
besondere in verkehrsberuhigten Bereichen (Zeichen 325/326 StVO) und Fußgän­
gerbereichen (Zeichen 242/243 StVO). 

(4) Als Fahrbahn im Sinne dieser Satzung gilt die gesamte übrige Straßenoberfläche, 
also neben den dem Fahrverkehr dienenden Teilen der Straße insbesondere auch 
die Trennstreifen, befestigten Seitenstreifen, die Bankette, die Bushaltestellenbuch­
ten sowie die Radwege. 
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§2 
Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grundstückseigentümer 

(1) Die Reinigung der im anliegenden Straßenverzeichnis besonders kenntlich ge­
machten Fahrbahnen und Gehwege wird in dem darin festgelegten Umfang und Zeit­
raum den Eigentümern der an sie angrenzenden und durch sie erschlossenen 
Grundstücke auferlegt. Das Straßenverzeichnis ist Bestandteil dieser Satzung. 

Weiterhin wird die Verpflichtung zur Reinigung aller innerörtlichen selbständigen 
Gehwege (Fußwege, Verbindungswege) den Eigentümern der an sie angrenzenden 
und erschlossenen Grundstücke auferlegt. Bezüglich des Umfanges und des Zeit­
raumes der Reinigungspflicht gelten die Regelungen für Anliegerstraßen, deren 
Fahrbahnen und Gehwege durch die Anlieger im Sommer und Winter zu reinigen 
sind, sinngemäß. 

(2) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein Dritter durch schriftliche Erklärung 
gegenüber der Gemeinde mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht übernehmen, 
wenn eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachgewiesen wird; die Zustimmung 
ist jederzeit widerruflich und nur solange wirksam, wie die Haftpflichtversicherung 
besteht. 

(3) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Verpflichtung des Verursa­
chers, außergewöhnliche Verunreinigungen oder Abfall unverzüglich zu beseitigen, 
befreit den Reinigungspflichtigen nicht von seiner Reinigungspflicht. 

§3 
Umfang der übertragenen Straßenreinigungspflicht 

(1) Die Fahrbahnreinigungspflicht erstreckt sich jeweils bis zur Straßenmitte. Ist nur 
auf einer Straßenseite ein reinigungspflichtiger Anlieger vorhanden, erstreckt sich die 
Reinigungspflicht auf die gesamte Straßenfläche. 

(2) Selbständige Gehwege sind entsprechend Abs. 1, die übrigen Gehwege in ihrer 
gesamten Breite zu reinigen. Die Gehwegreinigung umfasst unabhängig vom Verur­
sacher auch die manuelle, mechanische oder thermische Beseitigung von Unkraut 
sowie die manuelle oder mechanische Beseitigung von sonstigen Verunreinigungen. 

(3) Fahrbahnen und Gehwege sind innerhalb der letzten drei Tage des nach§ 2 Abs. 
1 festgelegten Reinigungszeitraums zu säubern. Belästigende Staubentwicklung ist 
zu vermeiden . Verunreinigungen sind nach Beendigung der Säuberung unverzüglich 
unter Berücksichtigung der Abfallbeseitigungsbestimmungen zu entsorgen. Laub ist 
unverzüglich zu beseitigen, wenn es eine Gefährdung des Verkehrs darstellt. 

§4 
Umfang der übertragenen Winterwartungspflicht 

(1) Die Gehwege sind in einer Breite von 1,20 m von Schnee freizuhalten. Auf Geh­
wegen ist bei Eis- und Schneeglätte zu streuen. 
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(2) Die Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für Schulbusse werden von der 
Stadt Marsberg so von Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut, dass ein gefahr­
loses Ein- und Aussteigen sowie ein gefahrloser Zu- und Abgang vom Gehweg zu 
den Verkehrsmitteln gewährleistet ist. Für den Winterdienst auf den Gehwegen im 
Bereich der Haltestellen sind die Eigentümer der angrenzenden und erschlossenen 
Grundstücke (§ 2) zuständig. 

(3) Ist die Winterwartung der Fahrbahn übertragen, so sind bei Eis- und Schneeglätte 
- gekennzeichnete Fußgängerüberwege 
- Querungshilfen über die Fahrbahn und 
- Übergänge für Fußgänger in Fortsetzung der Gehwege an Straßenkreuzungen oder 
-einmündungen 
jeweils bis zur Mitte der Fahrbahn zu bestreuen, wobei abstumpfende Mittel vorran­
gig vor auftauenden Mitteln einzusetzen sind. § 3 Abs. 1 der Satzung gilt entspre­
chend. 

(4) In der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind 
unverzüglich nach Beendigung des Schneefalls bzw. nach dem Entstehen der Glätte 
zu beseitigen. Nach 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind werk­
tags bis 7.00 Uhr, sann- und feiertags bis 9.00 Uhr des folgenden Tages zu beseiti­
gen. Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn grenzenden Teil des Gehweges oder 
notfalls auf dem Fahrbahnrand so zu lagern, dass der Fußgänger- und Fahrverkehr 
hierdurch nicht mehr als unvermeidbar gefährdet oder behindert wird . Baumscheiben 
und begrünte Flächen dürfen nicht mit Salz oder sonstigen auftauenden Materialien 
bestreut, salzhaltiger oder sonstige auftauende Mittel enthaltender Schnee darf auf 
ihnen nicht gelagert werden. Die Einläufe in Entwässerungsanlagen und die Hydran­
ten sind von Eis und Schnee freizuhalten. Schnee und Eis von Grundstücken dürfen 
nicht auf die Straße geschafft werden. 

§5 
Benutzungsgebühren 

Die Gemeinde erhebt für die von ihr durchgeführte Reinigung der öffentlichen Stra­
ßen Benutzungsgebühren nach §§ 4 und 6 KAG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 
StrReinG NRW. Den Kostenanteil, der auf das allgemeine öffentliche Interesse an 
der Reinigung sowie auf die Reinigung der Straßen oder Straßenteile entfällt, für die 
eine Gebührenpflicht nicht besteht, trägt die Gemeinde. 

§6 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

(Frontmetermaßstab) 

(1) Maßstab für die Benutzungsgebühr sind die Grundstücksseiten entlang der Stra­
ße, durch die das Grundstück erschlossen ist (Frontlänge), die Straßenart und die 
Reinigungsklasse gemäß dem anliegenden Straßenverzeichnis. Grenzt ein durch die 
Straße erschlossenes Grundstück nicht oder nicht mit der gesamten der Straße zu­
gewandten Grundstücksseite an diese Straße, so wird anstelle der Frontlänge bzw. 
zusätzlich zur Frontlänge die der Straße zugewandte Grundstücksseite zugrunde 
gelegt. Zugewandte Grundstücksseiten sind diejenigen Abschnitte der Grundstücks­
begrenzungslinie, die mit der Straßengrenze gleich, parallel oder in einem Winkel 
von weniger als 45 Grad verlaufen. Keine zugewandten Seiten sind die hinter an­
grenzenden und zugewandten Fronten liegenden abgewandten Seiten. 
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Grenzt ein durch die Straße erschlossenes Grundstück nicht oder nur zum Teil an 
diese Straße und weist es im übrigen keine ihr zugewandte Grundstücksseite auf, so 
wird die Frontlänge bzw. Grundstücksseite zugrunde gelegt, die sich bei einer ge­
dachten Verlängerung dieser Straße in gerader Linie ergeben würde. Grenzt ein 
Grundstück mit verschiedenen Grundstücksseiten an verschiedene befahrbare Stra­
ßenteile derselben mit Kraftfahrzeugen befahrbaren Erschließungsanlage, so wird 
die längste Grundstücksseite von den an die verschiedenen Straßenabschnitte gren­
zenden Grundstücksseiten als Frontlänge zur Bemessung der Straßen­
reinigungsgebühr zugrunde gelegt. 

(2) Liegt ein Grundstück an mehreren zu reinigenden Straßen, so werden die Grund­
stücksseiten an den Straßen zugrunde gelegt, durch die eine wirtschaftliche oder 
verkehrliche Nutzung des Grundstücks möglich ist; bei abgeschrägten oder angerun­
deten Grundstücksgrenzen wird der Schnittpunkt der geraden Verlängerung der 
Grundstücksgrenzen zugrunde gelegt. 

(3) Wird ein Grundstück über eine unselbständige öffentliche Stichstraße oder einen 
unselbständigen öffentlichen Stichweg erschlossen, ist nur die an den Hauptzug an­
grenzende bzw. dem Hauptzug zugewandte Seite zugrunde zu legen. Selbständige 
Wegeparzellen oder Garagenhöfe, die nur den Zugang oder die Zufahrt zur gereinig­
ten Straße vermitteln, werden nicht berücksichtigt. Wird ein Grundstück nur durch 
den Wendehammer einer Straße erschlossen, sind der Frontmeterberechnung die 
Grundstücksseiten zugrunde zu legen, die in gleichem Abstand oder in einem Winkel 
von weniger als 45 Grad zu einer gedachten geradlinigen Verlängerung der Straße 
verlaufen. Bei der Feststellung der Grundstücksseiten werden Bruchteile eines Me­
ters bis zu 0,50 m einschließlich abgerundet und über 0,50 m aufgerundet. 

(4) Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) beträgt jährlich: 

- in Reinigungsklasse S 2 (Anliegerstr.): 0,99 Euro 
- in Reinigungsklasse S 4 (innerörtl. Str.) : 0,89 Euro 
- in Reinigungsklasse S 6 (überörtl. Str.): 0,79 Euro 
Für Straßen der Reinigungsklassen S 1, S 3 und S 5 wird keine Gebühr erhoben. 

(5) Für die Winterwartung wird zusätzlich eine Benutzungsgebühr erhoben. Die Be­
nutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) beträgt jährlich : 

- in Reinigungsklasse W 1 (Anliegerstr.) : 1,52 Euro 
- in Reinigungsklasse W 3 (innerörtl. Str.): 1,37 Euro 
- in Reinigungsklasse W 4 (überörtl. Str.): 1,21 Euro 
Für Straßen der Reinigungsklasse W 2 wird keine Gebühr erhoben. 

(6) Die Reinigungsklassen ergeben sich aus dem anliegenden Straßenverzeichnis. 

§7 
Gebührenpflichtige 

(1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümer des erschlossenen Grundstücks. Dem 
Grundstückseigentümer stehen Erbbauberechtige oder die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümergemeinschaft gleich. 
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(2) Im Fall eines Eigentumswechsels ist der neue Eigentümer vom Beginn des auf 
den Wechsel folgenden Monats gebührenpflichtig. 

(3) Jeder Eigentumswechsel ist binnen 2 Wochen der Stadt anzuzeigen . Unterbleibt 
die Anzeige, so haften der alte und der neue Schuldner von dem auf den Eigen­
tumsübergang folgenden Kalendervierteljahr an gesamtschuldnerisch für die Zah­
lung der Gebühren. 

(4) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

(5) Die Straßenreinigungsgebühr und die Winterdienstgebühren werden als grund­
stücksbezogene Benutzungsgebühr erhoben. Sie ruhen als öffentliche Last auf 
dem Grundstück. 

(6) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderli­
chen Auskünfte zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das 
Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzusetzen oder zu über­
prüfen. 

§8 
Entstehung, Änderung und Fälligkeit der Gebühr 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Ersten des Monats, der auf den Beginn der 
regelmäßigen Reinigung der Straße folgt. Sie erlischt mit dem Ende des Monats, 
mit dem die regelmäßige Reinigung eingestellt wird. 

(2) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der Gebühr, so mindert oder er­
höht sich die Benutzungsgebühr mit Beginn des auf die Änderung folgenden Mo­
nats. Bei einem Ausbleiben der turnusgemäßen maschinellen Straßenreinigung 
(Sommerreinigung) auf der gesamten Straße bis zu 3-mal im Jahr bzw. bei einem 
Ausbleiben infolge von Witterung und Feiertagen besteht kein Anspruch auf Ge­
bührenminderung. Das gleiche gilt bei unerheblichen Reinigungsmängeln insbe­
sondere wegen parkender Fahrzeuge, Straßeneinbauten und Straßenbauarbeiten 
nur auf einem Teilstück der Straße. Bei einem erheblichen Ausbleiben und erheb­
lichen Mängeln kann der Anspruch auf Gebührenerstattung nur bis zum Ablauf 
der Widerspruchsfrist gegen die folgende Jahresveranlagung schriftlich geltend 
gemacht werden. 

(3) Die Gebühren werden durch Bescheid, der mit einem Bescheid über andere Ge­
meindeabgaben verbunden sein kann, festgesetzt. 
Bei Wohnungseigentümern/innen, welche einen Verwalter/in nach dem Woh­
nungseigentumsgesetz bestellt haben, wird der Gebührenbescheid diesem ge­
genüber bekanntgeben oder zugestellt. 
Ist bei Erbengemeinschaften ein Vertreter bestellt worden, so wird der Gebühren­
bescheid diesem gegenüber bekanntgegeben oder zugestellt. Zusätzlich können 
die Gebührenbescheide bei Wohnungseigentümergemeinschaften und Erbenge­
meinschaften einheitlich gegenüber allen Mitgliedern der Gemeinschaft festge­
setzt werden. 

(4) Die Gebühren für ein Kalenderjahr werden am 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November zu je gleichen Teilbeträgen fällig. 
Nachforderungen sind innerhalb eines Monates und Erstattungen innerhalb von 
3 Tagen nach Bekanntgabe oder Zustellung fällig. 
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§9 
Ordnungswidrigkeit 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
- seiner Reinigungspflicht nach §§ 2 - 4 dieser Satzung nicht nachkommt oder 
- gegen ein Ge- oder Verbot der §§ 2 - 4 dieser Satzung verstößt. 

(2) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkei­
ten (OWiG) in der jeweils gültigen Fassung. Zuständige Behörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Bürgermeister. 

§ 10 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren der Stadt 
Marsberg vom 14.11.2019 außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV NW S. 666 / SGV NW 2023) in der zur Zeit gültigen Fassung kann nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
verfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) . der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

Marsberg, den 04.12.2020 Der Bürgermeister 

T. Schröder 
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Anlage 1 zur Straßenreinigungs- und Gebührensatzung der Stadt Marsberg 

Umfang der Straßenreinigungspflicht in den Straßen 
des Straßenverzeichnisses (Anlage 2) nach Reinigungsklassen 

Reini- Straßenart Reinigungs- Reinigungs- Verpflichteter 
gungs- häufigkeit verpflichtung A = Anlieger 
klasse S = Stadt 

S 1 Anliegerstraße 1 x wöchentlich Reinigung Gehweg A 

Reinigung Fahrbahn A 

S2 Anliegerstraße 1 x wöchentlich Reinigung Gehweg A 

Reinigung Fahrbahn s 

S3 innerörtliche 1 x wöchentlich Reinigung Gehweg A 
Verkehrsstraße 

Reinigung Fahrbahn A 

S4 innerörtliche 1 x wöchentlich Reinigung Gehweg A 
Verkehrsstraße 

Reinigung Fahrbahn s 

S5 überörtliche 1 x wöchentlich Reinigung Gehweg A 
Verkehrsstraße 

Reinigung Fahrbahn A 

S6 überörtliche 1 x wöchentlich Reinigung Gehweg A 
Verkehrsstraße 

Reinigung Fahrbahn s 

W1 Anliegerstraße Winterwartung Gehweg A 

Winterwartung Fahrbahn s 

W2 Anliegerstraße Winterwartung Gehweg A 

Winterwartung Fahrbahn A 

W3 innerörtliche Winterwartung Gehweg A 
Verkehrsstraße 

Winterwartung Fahrbahn s 

W4 überörtliche Winterwartung Gehweg A 
Verkehrsstraße 

Winterwartung Fahrbahn s 
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Anlage 2 zur Straßenreinigungs- und Gebührensatzung der Stadt Marsberg 

Straßenverzeichnis 
Ortsteil Straße Reinigungsklassen 
BERINGHAUSEN Am Blumenhanq S 1, W 1 
BERINGHAUSEN Am Forstenberq S 1, W 1 

BERINGHAUSEN 
Am Hagen (soweit Gemeindeverbin-
dunasstraßel 

S4,W3 

Am Hagen (soweit nicht Gemein- S 1, W1 
BERINGHAUSEN deverbindungsstraße) 

BERINGHAUSEN Am Kellingsen S 1, W1 
BERINGHAUSEN Am Mühlenberq S 1, W1 
BERINGHAUSEN Am Wiesenrain S 1, W1 
BERINGHAUSEN Boqenstraße S 1, W1 
BERINGHAUSEN Bundesstraße (bis Hs Nr. 54, links) S6,W4 

Bundesstraße (ab Hs. Nr. 56 S5,W4 
BERINGHAUSEN (links)) 

BERINGHAUSEN Emde (bis Oststraße) S4,W3 
BERINGHAUSEN Emde (ab Oststraße) S 1, W1 
BERINGHAUSEN Hohlweq S 1, W1 
BERINGHAUSEN Hoppeckestraße S 1, W1 
BERINGHAUSEN Josefstadt S 1, W1 
BERINGHAUSEN Krokusweq S 1, W1 
BERINGHAUSEN Marqaritenweq S 1, W1 
BERINGHAUSEN Markusstraße S4,W3 
BERINGHAUSEN Müllerstraße S 1, W1 
BERINGHAUSEN Nordstraße S 1, W1 
BERINGHAUSEN Oststraße S 1, W1 
BERINGHAUSEN Sonnenstraße S 1, W1 
BERINGHAUSEN Steinbrink S 1, W1 
BERINGHAUSEN Südstraße S 1, W1 
BERINGHAUSEN Weststraße S 1, W1 
BERINGHAUSEN Zum Schützenhof S 1, W1 

BORNTOSTEN Am Alten Schulhaus S6,W4 
BORNTOSTEN An der Buke S 1, W1 
BORNTOSTEN Ostheimer Straße S 1, W1 
BORNTOSTEN Zum Zollhaus S 1, W1 
BORNTOSTEN Zur Glocke S 1, W1 
BORNTOSTEN Zur Hünenburq S 1, W 1 

BREDELAR Am Bellerstein S6,W4 
BREDELAR Am Hahnenfeld S 1, W1 
BREDELAR Am Kinderqarten S 1, W1 
BREDELAR Am Klosterbach S 1, W1 
BREDELAR Am Meilenstein S 1, W1 
BREDELAR Am Waldwinkel S 1, W1 
BREDELAR Carl-Reinke-Straße S2,W1 
BREDELAR Haierskoof S 1, W1 
BREDELAR Himmelreich S 1, W1 
BREDELAR Im Oberen Bohm S 1, W1 
BREDELAR Krähenbrink S 1, W1 
BREDELAR Liboriusweq S 1, W1 
BREDELAR Lichten Eichen S 1, W1 
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BREDELAR Madfelder Straße S6,W4 
BREDELAR Mester-Everts-Wea S4,W3 
BREDELAR Orthelle 51, W1 
BREDELAR Paul-Gerhardt-Straße 51, W1 
BREDELAR Sauerlandstraße 56,W4 
BREDELAR Schwartmicke 51, W1 
BREDELAR Zur Osterwiese 51, W 1 

CANSTEIN Am Echelnstein 51, W1 
CANSTEIN Am Lärchen 51, W1 
CANSTEIN Arolser Straße S6,W4 
CANSTEIN Auf den Klinnen 51, W1 
CANSTEIN Kleoowiese 51, W1 
CANSTEIN Mühlenarund S6,W4 
CANSTEIN Schlossstrasse 51, W1 
CANSTEIN Zum Kump 51, W1 
CANSTEIN Zur Aaatha 51, W1 

ERLINGHAUSEN Am Hopfenhof 51, W1 
ERLINGHAUSEN Auf der Höhe 51, W1 
ERLINGHAUSEN Auf der Hude 51, W1 
ERLINGHAUSEN Dicken Platz 51, W1 
ERLINGHAUSEN Eichenwea 51, W1 
ERLINGHAUSEN Frohntalwea 51, W1 
ERLINGHAUSEN Gartenstraße 51, W1 
ERLINGHAUSEN Gerhard-Brökel-Weq 51, W1 
ERLINGHAUSEN Große Schanze S3,W3 
ERLINGHAUSEN Hans-Watzke-Wea 51, W1 
ERLINGHAUSEN Heddinahauser Straße S3,W3 
ERLINGHAUSEN Kleine Schanze 51, W1 
ERLINGHAUSEN Köhlers Drift 51, W1 
ERLINGHAUSEN Kohlqrunder Straße S6,W4 
ERLINGHAUSEN Köniqstraße 51, W1 
ERLINGHAUSEN Marsberaer Straße S6,W4 
ERLINGHAUSEN Neue Straße 51, W1 
ERLINGHAUSEN Poststraße 51, W1 
ERLINGHAUSEN Schäferstraße 51, W1 
ERLINGHAUSEN Schulstraße 51, W1 
ERLINGHAUSEN Wallmenwiese 51, W1 
ERLINGHAUSEN Weinberastraße 51, W1 
ERLINGHAUSEN Zum Bauernseheid 51, W1 
ERLINGHAUSEN Zum Hohen Dreisch 51, W1 

ESSENTHO Aachener Straße 51, W1 
ESSENTHO Am Bruch S4,W3 
ESSENTHO Am Park 51, W1 
ESSENTHO Antoniusstraße 51, W1 
ESSENTHO Brüaaestraße 51, W1 
ESSENTHO Brüsseler Straße 51, W1 
ESSENTHO Eqqeweq 51, W 1 
ESSENTHO Falkenwea 51, W1 
ESSENTHO Forststraße 51, W1 
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ESSENTHO Fürstenberqer Straße S6,W4 
ESSENTHO Gärtnerstraße S 1, W1 
ESSENTHO Goldbuschstraße S 1, W1 
ESSENTHO Graseborn S 1, W1 
ESSENTHO Im Graben S 1, W1 
ESSENTHO In den Stricken S 1, W 1 
ESSENTHO Kapellenstraße S 1, W1 
ESSENTHO Kard inal-Jaeqer-Straße S 1, W 1 
ESSENTHO Kirchwiesen S 1, W 1 
ESSENTHO Meerhofer Straße S6,W4 
ESSENTHO Ostendestraße S 1, W1 
ESSENTHO Osterberg S 1, W1 
ESSENTHO Pfarrer-Willmes-Straße S 1, W1 
ESSENTHO Rummecketal S 1, W1 
ESSENTHO Schmiedeqasse S 1, W1 
ESSENTHO überm Dorf S 1, W 1 
ESSENTHO Waldstraße S 1, W1 
ESSENTHO Westfalenstraße S 1, W 1 
ESSENTHO Zur Essenthoer Mühle S 1, W 1 
ESSENTHO Zur Staubkequelle S 1, W 1 

GIERSHAGEN AdorferWeq S5,W4 
GIERSHAGEN Am Buchholz S 1, W 1 
GIERSHAGEN Am Knapp S6,W4 
GIERSHAGEN Am Lanqen Path S 1, W1 
GIERSHAGEN Barbarastraße S 1, W1 
GIERSHAGEN Bischof-Kinold-Str. S 1, W1 
GIERSHAGEN Eisensteinstraße S 1, W1 
GIERSHAGEN Esbiker Straße S4,W3 
GIERSHAGEN Fuhrmannsweq S 1, W1 
GIERSHAGEN Hinterm Haqen S 1, W1 
GIERSHAGEN Hombourqer Straße S 1, W 1 
GIERSHAGEN Hundebusch S 1, W1 
GIERSHAGEN lmmenbusch S 1, W1 
GIERSHAGEN Klusweq S 1, W 1 
GIERSHAGEN Knappenweq S 1, W1 
GIERSHAGEN Northolter Straße S 1, W1 
GIERSHAGEN Papenstraße S6,W4 
GIERSHAGEN Pfarrer-Koch-Straße S 1, W1 
GIERSHAGEN Rennebusch S 1, W1 
GIERSHAGEN Rennefeld S 1, W1 
GIERSHAGEN Rische S6,W4 
GIERSHAGEN Unterm Klausknaoo S 1, W 1 
GIERSHAGEN Uppsprunqer Straße S 1, W1 
GIERSHAGEN Wulwesecke S 1, W1 

GIERSHAGEN 
Zollweg (zw. Papenstr. u. Esbiker 
Str.) 

S2, W1 

Zollweg (zw. Esbiker Str. und Am S 1, W 1 
GIERSHAGEN Buchholz) 

GIERSHAGEN Zum Eckefeld S 1, W 1 
GIERSHAGEN Zur Alten Wiese S 1, W2 
GIERSHAGEN Zur Heide S 1, W 1 
GIERSHAGEN Zur Wilhelmsruh S 1, W 1 
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HEDDINGHAUSEN Am Sonneneck S 1, W1 
Hubertusstraße (tlws. soweit S6,W4 

HEDDINGHAUSEN Kreisstraße 65) 

HEDDINGHAUSEN Hubertusstraße (ohne K 65) S3,W3 
HEDDINGHAUSEN Knickwea S 1, W1 
HEDDI NGHAUSEN Köster Drift S6,W4 
HEDDINGHAUSEN Sundernstraße S 1, W1 
HEDDINGHAUSEN Zum Forst S 1, W1 
HEDDINGHAUSEN Zum Wildkamp S 1, W1 

HELMINGHAUSEN Am See S6,W4 
HELMINGHAUSEN Am Weiher S 1, W1 
HELMING HAUSEN Briloner Straße S6,W4 
HELMINGHAUSEN Diemeltalwea S 1, W1 
HELMINGHAUSEN Gutsplatz S 1, W1 
HELMINGHAUSEN Hinter'm Brandt S 1, W1 
HELMINGHAUSEN In der Haue S 1, W1 
HELMINGHAUSEN Padberaer Straße S6,W4 
HELMINGHAUSEN Vor'm Schee S 1, W1 
HELMINGHAUSEN Zum Birkenhof S 1, W1 

LEITMAR Am Ehrenmal S 1, W1 
LEITMAR Am Hombera S 1, W1 
LEITMAR Am Stadtberaer Wea S3,W3 
LEITMAR Auf der Alm S 1, W1 
LEITMAR Flessinahauser Straße S5,W4 
LEITMAR Teichstraße S 1, W1 
LEITMAR Zum Trompeter S 1, W1 

MEERHOF Am Buchenwald S 1, W1 
MEERHOF Am Dreswinkel S 1, W1 
MEERHOF Beethovenstraße S 1, W1 
MEERHOF Dalheimer Straße S6,W4 
MEERHOF Dränkewea S 1, W1 
MEERHOF Drosselaasse S 1, W1 
MEERHOF Elsterwea S 1, W1 
MEERHOF Fliederstraße S 1, W1 
MEERHOF Herfeldstraße S 1, W1 
MEERHOF Holunderwea S 1, W1 
MEERHOF Kampstraße S 1, W1 
MEERHOF KurzerWea S 1, W1 
MEERHOF Lanae Straße S4,W3 
MEERHOF Laurentiusstraße S 1, W1 
MEERHOF Mozartstraße S 1, W1 
MEERHOF Robert-Koch-Straße S 1, W1 
MEERHOF Sintfeldstraße S6,W4 
MEERHOF Taubenwea S 1, W1 
MEERHOF Wiesenstraße S 1, W1 
MEERHOF Zu den Eichen S 1, W1 
MEERHOF Zum Nonnenbusch S 1, W 1 
MEERHOF ZurEaae S6,W4 
MEERHOF Zur Lanaen Grund S 1, W 1 
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NIEDERMARSBERG Albast S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Alte Strickerei S 1, W 1 
NIEDERMARSBERG Am Bilstein S 1, W 1 
NIEDERMARSBERG Am Burqhof S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Am Fichtenhanq S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Am Leimenbusch S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Am Lichten Haqen S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Am Meisenberq S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Am Oesterholz S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Am Oestertor S 1, W 1 
NIEDERMARSBERG Am Schmenkenberq S2, W1 
NIEDERMARSBERG Am Schützenberq S4,W3 
NIEDERMARSBERG Am Sonnenhanq S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Am Sportplatz S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Am Südhang S 1, W2 
NIEDERMARSBERG An den Bleichen S 1, W 1 
NIEDERMARSBERG An den Gleisen S 1, W2 
NIEDERMARSBERG An der Bahn S4,W3 
NIEDERMARSBERG An der Wallmei S2, W1 
NIEDERMARSBERG An der Zieqelei S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Bäckerstraße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Bahnhofstraße S 2, W1 

NIEDERMARSBERG 
Bahnhofstraße (von Hauptstr. bis S4,W3 
ehern. Postciebäude) 

NIEDERMARSBERG Bahnhofstraße (von Hs 32 - 66a) S 1, W 1 
NIEDERMARSBERG Bahnstraße S4,W3 
NIEDERMARSBERG Berqstraße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Bilsteinweq S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Bomberqweq S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Bredelarer Straße S6,W4 

NIEDERMARSBERG 
Bülberg (sow. Gemeindeverbin- S4,W3 
duncisstraße) 

NIEDERMARSBERG Bülberq (Hs 31 - 41, ungerade) S 1, W 1 
NIEDERMARSBERG Carolus-Mag n us-Straße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Casparistraße S4,W3 
NIEDERMARSBERG Christopherusweq S 2, W1 
NI EDERMARSBERG Corvever Weq S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Diemelboqen S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Dionysiusstraße S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Dr. Rentzing-Straße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Dütlinqstalweq (ab K-O-R) S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Dütlinqstalweq (bis K-O-R) S4,W3 
NIEDERMARSBERG Erlenbach S2, W1 
NIEDERMARSBERG Erlinqhauser Straße S6,W4 
NIEDERMARSBERG Frankenweg S2, W1 
NIEDERMARSBERG Gansauweg S4,W3 
NIEDERMARSBERG Gerbergasse S 1, W1 
NI EDERMARSBERG Glindeplatz S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Goethestraße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Grabenstraße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Grüne Gasse S 1, W2 
NIEDERMARSBERG Grüner Weg S 1, W1 
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NIEDERMARSBERG 
Hagemannstraße (ohne seitl. S2, W1 
Abzweiqe) 

NIEDERMARSBERG 
Hagemannstraße (nur seitl. Ab-
zweiqe) 

S 1, W1 

NIEDERMARSBERG Hanufer S2, W1 
NIEDERMARSBERG Hauptstraße S6,W4 
NIEDERMARSBERG Heidenbergstraße (ab Hs Nr. 17) S2, W1 
NIEDERMARSBERG Heidenbergstraße (bis Marienstr.) S4,W3 
NIEDERMARSBERG Hermann-Löns-Straße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG lmmenhof S4,W3 
NIEDERMARSBERG In der Hameke S2, W1 
NIEDERMARSBERG In der Marsch (ab Schöffenwiese) S 2, W1 
NIEDERMARSBERG In der Marsch (bis Schöffenwiese) S4,W3 
NIEDERMARSBERG In der Schelle S2, W1 
NIEDERMARSBERG Jahnstraße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Jittenberg (bis Hs. Nr. 33 bzw.44) S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Jittenberg (Hs. 41- 51 ungerade) S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Kaiser-Otto-Rinq S4,W3 
NIEDERMARSBERG Kapuzinerweq S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Karlstraße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Kattwinkel S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Kirchstraße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Klosterstraße S2, W1 
NIEDERMARSBERG Köniq-Ludwiq-Straße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Kötterhaqen S4,W3 
NIEDERMARSBERG Kretholz S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Kurkölner Weq S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Lillers-Straße S6,W4 
NIEDERMARSBERG Maqnusstraße S4,W3 
NIEDERMARSBERG Marienstraße S2, W1 
NIEDERMARSBERG Mittelstraße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Mönchstraße (ab Schöffenwiese) S 2, W1 

Mönchstraße (bis Schöffenwiese S4,W3 
NIEDERMARSBERG einschl. Paulinenstr.) 

NIEDERMARSBERG Mühlenstraße S6,W4 
NIEDERMARSBERG Oesterstraße S6,W4 
NIEDERMARSBERG Pastor-Bremer-Straße S2, W1 
NIEDERMARSBERG Pastor-Thaemel-Straße S 1, W 1 
NIEDERMARSBERG Paulinenstraße S4,W3 
NIEDERMARSBERG Sachsenweq S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Schildstraße S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Schillerstraße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Schlesierstraße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Schöffenwiese S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Sieqelnbusch S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Stobkeweq S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Storchqasse S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Sülpkeweg S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Trift S4,W3 
NIEDERMARSBERG Twisterstraße S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Unterm Banqern S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Unterm Ohmberq S 2, W1 
NIEDERMARSBERG Voqelsanq S 1, W1 
NIEDERMARSBERG Vor dem Tore S 2, W1 
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NIEDERMARSBERG Weist 56,W4 
NIEDERMARSBERG Westheimer Straße 56,W4 
NIEDERMARSBERG Wickenhof 51, W1 
NIEDERMARSBERG Widukindweq 52, W1 
NIEDERMARSBERG Wilhelm-Otto-Straße 54,WJ 
NIEDERMARSBERG Wulsenberq 5 2, W1 
NIEDERMARSBERG Ziegelbäckerweg 51, W2 
NIEDERMARSBERG Zu den Brodwiesen 52, W1 
NIEDERMARSBERG Zum Steingrund 52, W1 
NIEDERMARSBERG Zur Vogelstange 52, W1 
NIEDERMARSBERG Zu den Brodwiesen 52, W1 

OBERMARSBERG Am Kirchenland 51, W1 
OBERMARSBERG Am Stift 51, W1 
OBERMARSBERG Amselweg 51, W 1 
OBERMARSBERG Auf der Mauer 51, W1 
OBERMARSBERG Auf der Momecke 51, W1 
OBERMARSBERG Aufm Piaaenoohl 51, W1 
OBERMARSBERG Benediktstraße 51, W1 

OBERMARSBERG 
Brunnenstraße (sow. Gemeindever-
bindunasstr. \ 

54,WJ 

Brunnenstraße (soweit nicht 51, W1 
OBERMARSBERG Gemeindeverbindungsstraße) 

OBERMARSBERG Cheruskerweg 51, W1 
OBERMARSBERG Diemelblick 51, W 1 
OBERMARSBERG Dornliedstraße 51, W1 

Eresburgstraße (soweit Ge- 54,WJ 
OBERMARSBERG meindeverbindungsstraße) 

OBERMARSBERG Eresburgstraße (ab Hs. Nr. 64) 51, W1 
Eresburgstraße (soweit nicht 
Gemeindeverbindungsstraße und 

53,WJ 

OBERMARSBERG nur bis Hs. Nr. 62) 

OBERMARSBERG Finkenweq 51, W1 
OBERMARSBERG Gansauweq 54,WJ 
OBERMARSBERG Germanenweg 51, W1 
OBERMARSBERG Glindeqrund 51, W 1 
OBERMARSBERG Goldaue 5 2, W1 
OBERMARSBERG Henrv-Heide-Straße 51, W 1 
OBERMARSBERG Jäqerstraße 51, W1 
OBERMARSBERG Kaiser-Karl-Platz 53,WJ 
OBERMARSBERG Karolin!=)erstraße 51, W1 
OBERMARSBERG Kohlbettstraße 51, W1 
OBERMARSBERG Kupferstraße 51, W1 
OBERMARSBERG Lerchenweq 51, W1 
OBERMARSBERG Mönchhofstraße 54,WJ 
OBERMARSBERG Münzstraße 51, W 1 
OBERMARSBERG Nikolaistraße 51, W1 
OBERMARSBERG Otto-Hein-Straße 51, W1 

Pagenstraße (soweit Gemein- 54,WJ 
OBERMARSBERG deverbindunqsstraße) 

Pagenstraße (soweit nicht 51, W1 
OBERMARSBERG Gemeindeverbindunosstraße) 

OBERMARSBERG Pater-Rupert-Straße 51, W 1 
OBERMARSBERG Propst-Metternich-Straße 51, W 1 
OBERMARSBERG Rennuferstraße 54,WJ 
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OBERMARSBERG Rinqstraße S 1, W1 
OBERMARSBERG Rolandstraße S 1, W1 
OBERMARSBERG Schützenstraße S 1, W1 
OBERMARSBERG Schwalbenweq S 1, W1 
OBERMARSBERG Sturmiusstraße S 1, W1 
OBERMARSBERG Talblick S 1, W1 
OBERMARSBERG Tannenweq S 1, W1 
OBERMARSBERG Vincentiusstraße S 1, W1 
OBERMARSBERG Vor den Birken S 1, W1 
OBERMARSBERG Zum Eisenhammer 52, W1 
OBERMARSBERG Zum Stephansberq S 1, W1 
OBERMARSBERG Zunftqasse S 1, W1 

OESDORF Am Berge S 1, W1 
OESDORF Am Wiesenhof S 1, W1 
OESDORF Andreas platz S 1, W1 
OESDORF Auf dem Hüwel S 1, W1 
OESDORF Bachstraße S 1, W1 
OESDORF Felsberqstraße S 1, W1 
OESDORF Grüne Aue S 1, W1 
OESDORF Heitemeyerstraße S6,W4 
OESDORF In der Porte S3,W3 
OESDORF Johannesstraße S 1, W1 
OESDORF Klostermannstraße S 1, W1 
OESDORF Ritterqasse S 1, W1 
OESDORF Zu den drei Linden S 1, W1 
OESDORF Zum Kesselberq S 1, W1 
OESDORF Zum Waschhof S 1, W1 
OESDORF Zur Hüfte S 1, W1 

PADBERG Am Alten Tor S 1, W1 
PADBERG Am Friedhof S 1, W1 
PADBERG Am Galgenberg S 1, W1 
PADBERG Am Pumpenstein S3,W3 
PADBERG Aschenstraße S 1, W1 
PADBERG Banqeriq S 1, W 1 
PADBERG Christine-Koch-Straße S3,W3 
PADBERG Diemelseestraße S6,W4 
PADBERG Korbacher Straße S6,W4 
PADBERG Kötterberg S 1, W1 
PADBERG Neuer Hagen S 1, W1 
PADBERG Oberhof S 1, W1 
PADBERG Raumberqer Weq S 1, W 1 
PADBERG Rinqqraben S 1, W1 
PADBERG Schinderqraben S 1, W1 
PADBERG Sparrenburg S 1, W1 
PADBERG St. Jordanusstraße S 1, W1 
PADBERG Steinkuhlenweg S 1, W1 
PADBERG Trappweq S 1, W 1 
PADBERG Zum Kriesenberq S 1, W1 
PADBERG Zur Obermühle S 1, W 1 
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UDORF Brückenstraße S 1, W1 
UDORF Cansteiner Straße S6,W4 
UDORF Gildestraße S 1, W1 
UDORF Glockenqrund S 1, W1 
UDORF Hinter den Höfen S 1, W1 
UDORF Im Pansqrund S 1, W1 
UDORF Orpestraße S3,W3 
UDORF Richard-Schleimer-Straße S 1, W1 
UDORF Wilhelmshöhe S 1, W1 

WESTHEIM Ahornweo S 1, W1 
WESTHEIM Akazienweq S 1, W1 
WESTHEIM Alter Postweq S 1, W1 
WESTHEIM Am Wehr S 1, W1 
WESTHEIM An der Diemel (bis Industriestr.) S4,W3 
WESTHEIM An der Diemel (ab Industriestr.) S 1, W 1 
WESTHEIM An der Mühle S 1, W1 
WESTHEIM Auf der Insel S 1, W1 
WESTHEIM Belqradstraße S 1, W1 
WESTHEIM Birkenwea S 1, W1 
WESTHEIM Buchenwea S 1, W1 
WESTHEIM Dahlienwea S 1, W1 
WESTHEIM Diemeldamm S 1, W1 
WESTHEIM Döroeder Mark S 1, W1 
WESTHEIM Eschenwea S 1, W 1 
WESTHEIM Franziskusstraße S 1, W1 
WESTHEIM Graf-Stolbera-Straße S 1, W1 
WESTHEIM Hoppenbeeke S 1, W1 
WESTHEIM Hoooenbero (bis Hochbehälter) S4,W3 
WESTHEIM Hoooenbero (ab Hochbehälter) S 1, W1 
WESTHEIM Im Dahl (L 636) S6,W4 
WESTHEIM Im Dahl (soweit nicht L 636) S 1, W1 
WESTHEIM Im Winkel S 1, W 1 
WESTHEIM 1 ndustriestraße S4,W3 
WESTHEIM Kasseler Straße S6,W4 
WESTHEIM Kastanienweo S 1, W1 
WESTHEIM Kiefernweo S 1, W1 
WESTHEIM Lindenweo S 1, W1 
WESTHEIM Meierolatz S 1, W1 
WESTHEIM Püllwea S 1, W1 
WESTHEIM Rosenstraße S 1, W1 
WESTHEIM Schöne Aussicht S 1, W1 
WESTHEIM Steinweo S 1, W1 
WESTHEIM Tuloenweo S 1, W1 
WESTHEIM Ulmenweo S 1, W1 
WESTHEIM Vitusstraße S 1, W1 
WESTHEIM Waldecker Straße S6,W4 
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6. Satzung 

zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 
der Stadt Marsberg vom 14.12.2009 

vom 04.12.2020 

Aufgrund der§§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der zurzeit gültigen 
Fassung, der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712) in der zurzeit gültigen Fassung und des 
§ 54 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt­
machung vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), in der zurzeit gültigen Fassung, in Verbindung 
mit§ 21 der Entwässerungssatzung der Stadt Marsberg vom 14.12.2009 in der zurzeit gülti­
gen Fassung, hat der Rat der Stadt Marsberg am 03.12.2020 die nachstehende 6. Satzung 
zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt 
Marsberg beschlossen: 

§ 1 

Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Marsberg vom 
14.12.2009 in der Fassung der 5. Änderungssatzung vom 20.11.2017 wird wie folgt geän­
dert: 

1. § 4 Abs. 8 erhält folgende neue Fassung: 

Ab dem 01.01 .2021 beträgt die Arbeitsgebühr je m3 Schmutzwasser 2,36 €. 

2. In§ 4 Abs. 9 Satz 4 wird die Zahl 0,82 €/m3 durch die Zahl 0,79 €/m3 ersetzt. 

3. In§ 5 Abs. 5 wird die Zahl 0,61 € durch 0,57 € ersetzt. 

§2 

Die Satzung tritt am 01 .01.2021 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Verstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit geltenden Fassung 
beim Zustandekommen dieser Satzung kann Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma­
chung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

Marsberg, 04.12.2020 Der Bürgermeister 

(T. Schröder) 
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Bekanntmachung des Beschlusses des Rates der Stadt 
Marsberg über die Gültigkeit der Wahl des Rates und des 
Bürgermeisters der Stadt Marsberg am 13. September 2020 

Der Rat der Stadt Marsberg hat in seiner Sitzung am 03. Dezember 2020, nach dem 
Ergebnis der Prüfung durch den Wahlprüfungsausschuss, folgenden Beschluss 
gefasst: 

Der Rat der Stadt Marsberg stellt fest, dass gegen das am 17.09.2020 
veröffentlichte Ergebnis der Wahl des Rates der Stadt Marsberg sowie 
der Bürgermeisterwahl keine Einsprüche erhoben wurden und das die 
in § 40 Abs. 1 Buchstabe a bis c Kommunalwahlgesetz NRW genannten 
Gründe nicht vorliegen. 
Die Rats- und Bürgermeisterwahl wird für gültig erklärt. 

Gegen diesen Beschluss kann gemäß § 41 Kommunalwahlgesetz NRW binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Arnsberg erhoben 
werden. 

Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 65 der Kommunalwahlordnung 
NRW vom 31.August 1993 (GV. NRW. S. 592. ber. S. 967), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 05. Mai 2020 (GV. NRW. S. 312d) öffentlich bekanntgemacht. 

Marsberg, den 04.12.2020 

Stadt Marsberg 
Der Bürgermeister 

(T. Schröder) 
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Stadt M a r s b e r g 

- Der Bürgermeister -

Amt für Planung und Liegenschaften 

AZ: 61 - 26- 04/12 

Marsberg, den 03.12.2020 

Bekanntmachung 

12. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 „Rennufer-Meisenberg" 
der Stadt Marsberg im Stadtteil Niedermarsberg / Obermarsberg 

- Erneute öffentliche Auslegung des Planentwurfes und der Begründung 
gern.§ 4 a Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 

Der Rat der Stadt Marsberg hat in seiner Sitzung am 25.06.2020 beschlossen, an dem 
Bebauungsplan Nr. 26 „Rennufer-Meisenberg" im Stadtteil Niedermarsberg / Obermarsberg eine 12. 
Änderung durchzuführen. 

Die Änderung erfolgt im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB. Von der Durchführung einer 
Umweltprüfung und der Erstellung eines Umweltberichts gern. § 2 Abs. 4 BauGB wird 
abgesehen. 

Die Änderung umfasst folgende Punkte: 

- Angleichung der Festsetzungen zu Traufhöhe und Dachneigung im Bereich der Grundstücke 
Gemarkung Obermarsberg, Flur 9, Flurstücke 1944 und 1945. 
Gleichzeitig wird die zulässige Firsthöhe aufgrund der besonderen topographischen 
Voraussetzungen für beide Grundstücke auf 10,50 Meter erhöht. 

Der Planentwurf und die Begründung haben in der Zeit vom 29.07.2020 bis 28.08.2020 gern. § 
3 Abs. 2 i. V. m. § 13 BauGB öffentlich ausgelegen. 

Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss hat in seiner Sitzung am 24.11.2020 die 
Durchführung einer erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung gern . § 4a Abs. 3 BauGB i. V. m § 3 Abs. 
2 BauGB beschlossen . 

Die 12. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 „Rennufer-Meisenberg" wird gegenüber der 
Offenlage gern. § 3 Abs. 2 BauGB vom 29.07. bis 28.08.2020 um folgenden Punkt erweitert: 

- Geringfügige Verschiebung der Grenze der überbaubaren Fläche um jeweils 2 Meter nach 
Norden urid Westen für das Grundstück Gemarkung Obermarsberg, Flur 9, Flurstück 1944. 

Der Planbereich der 12. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 „Rennufer-Meisenberg" im 
Stadtteil Niedermarsberg / Obermarsberg ist in der anliegenden Übersichtskarte im Maßstab 
1 : 2.000 gekennzeichnet. 

Bedingt durch die bestehende Coronapandemie ist der überwiegende Teil des Rathauses der 
Stadt Marsberg für den allgemeinen Publikumsverkehr geschlossen. 
Aufgrund der besonderen Umstände im Zusammenhang mit der Coronapandemie muss die 
öffentliche Auslegung unter besonderen Bedingungen durchgeführt werden: 

Es wird daher bestimmt, dass die Einsicht der Planunterlagen ausschließlich nach 
vorheriger telefonischer Terminvereinbarung unter der Telefonnummer 02992/602-1 
erfolgen kann. 
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Unter diesen Voraussetzungen liegen der Planentwurf und die Begründung in der Zeit vom 

Montag, den 14.12.2020 bis Dienstag, den 05.01.2021 einschließlich 

zu jedermanns Einsicht im Rathaus Marsberg, Lillers-Str. 8, Erdgeschoss, Eingangsbereich, 
während der Dienststunden öffentlich aus. 

Montag, Dienstag und Donnerstag 
Dienstag 
Donnerstag 

08.00 Uhr - 12.30 Uhr 
14.00 Uhr- 16.00 Uhr 
14.00 Uhr - 18.00 Uhr 

Die Einsichtnahme in die Planunterlagen ist, wie oben beschrieben, ausschließlich nach 
telefonischer Terminvereinbarung möglich. 

Die Öffentlichkeit kann sich in diesem Zeitraum über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie 
die wesentlichen Auswirkungen der Planungen informieren. Gern . § 13 BauGB i. V. m. § 3 
Abs. 2 BauGB können Stellungnahmen während der Auslegungsfrist insbesondere schriftlich 
oder per E-Mail bei der Stadtverwaltung vorgebracht werden . 

Die ausgelegten Planunterlagen können während der Auslegungsfrist ebenfalls auf der 
Internetseite der Stadt Marsberg 

https://www.marsberg .de 

unter der Rubrik „Bürger''; Unterpunkte ,,Sauen und Wohnen", ,,Bauleitplanung", ,,Bauleitpläne 
im Verfahren" eingesehen werden. 

Hinweis: Nicht fristgerecht eingereichte Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan gern. § 4a Abs. 6 BauGB unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht 
werden , die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht 
wurden , aber hätten geltend gemacht werden können. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die ortsübliche Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung des Entwurfes der 12. 
vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 "Rennufer-Meisenberg" im Stadtteil 
Niedermarsberg / Obermarsberg mit der Begründung wird hiermit angeordnet. 

Marsberg, den 03.12.2020 

T. Schröder 
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Stadt M a r s b e r g 
- Der Bürgermeister -

Bauamt 
Az.: 61-20-01 

Marsberg, den 04.12.2020 

Bekanntmachung 

5. Anpassung des wirksamen Flächennutzungsplanes der Stadt Marsberg 

Die vom Rat der Stadt Marsberg in seiner Sitzung am 30.01 .2020 beschlossene 8. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 1 „Emmesse" im Stadtteil Leitmar ist am 06.03.2020 durch 
Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 04/2020 der Stadt Marsberg in Kraft getreten. Die 8. 
Änderung des Bebauungsplanes erfolgte im beschleunigten Verfahren gern. § 13a BauGB. 

Mit der 8. Änderung wurden planungsrechtliche Außenbereichsflächen in den Bebauungsplan 
Nr. 1 „Emmesse" einbezogen. Gern. § 13b BauGB können Außenbereichsflächen von weniger 
als 10.000 qm in Bebauungspläne eingebunden werden, sofern sie Wohnzwecken dienen und 
sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschließen. Die Voraussetzungen zur 
Anwendung des § 13b BauGB sind erfüllt. 

Der Rat der Stadt Marsberg hat in seiner Sitzung am 03.12.2020 beschlossen, den 
Flächennutzungsplan gern. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung an die 
Festsetzungen des o.g. Bebauungsplanes anzupassen. 
Die Berichtigung stellt einen redaktionellen Vorgang dar, auf den die Vorschriften über die 
Aufstellung von Bauleitplänen keine Anwendung finden. Sie erfolgt ohne Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung, beinhaltet keinen Umweltbericht und bedarf nicht der Genehmigung. 

Gemäß § 2 Abs. 3 der Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) in der zur Zeit gültigen 
Fassung wird die öffentliche Bekanntmachung dieses Beschlusses angeordnet. 

Beschreibung des Plangebietes 

Die Abgrenzung der 5. Anpassung des Flächennutzungsplanes schließt nordöstlich an die 
geschlossene Wohnbebauung „Auf der Alm" im Stadtteil Leitmar an. Betroffen von der 5. 
Anpassung des Flächennutzungsplanes sind die Parzellen Gemarkung Leitmar, Flur 2, 
Flurstücke 121 und 122, sowie Flurstück 117 teilw., Flurstück 45 teilw. und Flurstück 86 teilw. 
Die Lage und Abgrenzung ergibt sich aus dem beigefügten Übersichtsplan im Maßstab 1 :2.000. 

Inhalt der Berichtigung 

Inhalt der Berichtigung ist eine Erweiterung der Darstellung „Wohnbaufläche" in der 
Größenordnung von ca. 3.000 qm nordöstlich der Siedlungsfläche „Auf der Alm". Die im 
Flächennutzungsplan bisher dargestellte Kennzeichnung „Fläche für die Landwirtschaft" wird 
somit durch die Kennzeichnung „Wohnbaufläche" ersetzt. 
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Bereithaltung / Einsichtnahme 

Die 5. Anpassung des Flächennutzungsplanes kann während der Dienststunden im Rathaus 
Marsberg, Lillers-Straße 8, Bauamt, Zimmer 33, eingesehen werden . Jedermann kann über 
den Inhalt Auskunft verlangen. 

1 nkrafttreten 

Die 5. Anpassung des Flächennutzungsplanes der Stadt Marsberg tritt mit dieser 
Bekanntmachung in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Der Beschluss über die 5. Anpassung des Flächennutzungsplanes der Stadt Marsberg im 
Stadtteil Leitmar wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Hinweise 

Auf die Vorschrift des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. Danach wird eine Verletzung 
der in § 214 Abs. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften sowie 
Abwägungsmängel unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Marsberg geltend gemacht worden ist. Dies 
gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann 
eine Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungsplänen kann nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt; 

b) die Satzung oder sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 
ist nicht ordnungsgemäß bekanntgemacht worden; 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet; 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

T. Schröder 
(Bürgermeister) 
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Leitmar 

STADT MARSBERG 
Stadtteil Leitmar 
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Bekanntmachung 

Satzung 
über die Festsetzung der Steuersätze der Realsteuern in der 

Stadt Marsberg für das Haushaltsjahr 2021 
vom 04.12.2020 

Auf Grund des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965) und des § 16 
des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.10.2002 (BGBL I S. 
4167), in der derzeit jeweils gültigen Fassung, und des § 1 des Gesetzes über die Zuständig­
keit für die Festsetzung und Erhebung der Realsteuern vom 16.12.1981 (GV NW S. 732) 
i.V.m. § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 14.07.1994 (GY.NRW S. 666), in der derzeit gültigen Fassung, hat der Rat 
der Stadt Marsberg in seiner Sitzung am 03.12.2020 die nachstehende Satzung 
beschlossen: 

§ 1 

Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbesteuer werden für das Gebiet der 
Stadt Marsberg wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebe (Grundsteuer A) 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 

2. Gewerbesteuer 

§2 

Die vorstehenden Hebesätze gelten für das Haushaltsjahr 2021. 

§3 

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der zur Zeit geltenden Fassung beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Marsberg vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man­
gel ergibt. 

Marsberg, den 04.12.2020 Der Bürgermeister 

T. Schröder 
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